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BETREFF Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesreisekostengesetz (BRKGVwV) 
HIER Besteuerung der Frühstücks- und Übernachtungskosten

 
 
Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen ergeht folgendes Rundschreiben: 
 
Als Folge einer Änderung des Umsatzsteuergesetzes kommt seit 1. Januar 2010 bei Hotel-
übernachtungen ein Umsatzsteuersatz von sieben Prozent zum Ansatz, für das  Frühstück wei-
terhin 19 Prozent. 
 
Die Änderung führt dazu, dass die bisher üblichen Inklusivpreise, die die Positionen „Früh-
stück“ und „Übernachtung“ (Hotelleistung) zusammenfassten, künftig auf den Hotelrechnun-
gen separat mit getrennten Umsatzsteueranteilen ausgewiesen werden. Vor diesem Hinter-
grund ist die in Ziffer 7.1.4 BRKGVwV getroffene Festlegung, soweit sie auf den 
Inklusivpreis abstellt, nicht mehr anwendbar. Getrennt ausgewiesene Frühstückskosten wer-
den reisekostenrechtlich danach nur mit dem Tagegeld erstattet, also in Höhe von 4,80 € (20 
% Anteil des Tagegeldes bei 24-stündiger Abwesenheit im Inland, der rechnerisch auf das 
Frühstück entfällt). Die Differenz zwischen den tatsächlich für das Frühstück zu zahlenden 
Kosten und der Tagegeldpauschale muss danach der Beschäftigte tragen.  
 
Hotelkosten im In- und Ausland können jedoch in voller Höhe vom Dienstherrn erstattet wer-
den, wenn das Hotel vom Dienstherrn gebucht und dem Beschäftigten zur Verfügung gestellt 
wurde und damit steuerrechtlich eine sog. Arbeitgeberveranlassung vorliegt (siehe R 8.1 Ab-
satz 8 Nr. 2 LStR 2008). Bei Buchung und Rechnungserstellung muss künftig die Veranlas-
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sung durch den Arbeitgeber zum Ausdruck kommen. Der Beschäftigte verauslagt insoweit die 
Hotelkosten für den Dienstherrn. Im Einzelnen bedeutet dies: 

SEITE 2 VON 2

 

• Die im Zusammenhang mit Dienstreisen u. ä. notwendigen Buchungen von Hotels und 

sonstigen Unterkünften sind ab sofort nur durch die vom Dienstherrn mit der 

Reisevorbereitung betrauten Stelle vorzunehmen und nicht durch den Beschäftigten. 

Die Buchungen sind grundsätzlich in schriftlicher/elektronischer Form vorzunehmen 

und für spätere Prüfungen nachweisbar zu dokumentieren. 
 

• In Fällen, in denen dies nachweisbar nicht möglich ist, weil beispielsweise eine ent-

sprechende Stelle zur Reisevorbereitung nicht eingerichtet ist, kann die Unterkunft 

durch eine dienstlich befugte Person auf der Grundlage einer  vom Dienstherrn vorge-

gebenen Hotelliste oder über ein dienstliches Buchungssystem vorgenommen werden. 

Dienstlich befugte Person kann auch der Dienstreisende selbst sein, soweit eine Ge-

nehmigung der Dienstreise vorliegt.  

Sollte sich der Übernachtungsbedarf unvorhersehbar ergeben, gilt Gleiches im Rah-

men der Notwendigkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BRKG. 
 

• Es ist zwingend dafür Sorge zu tragen, dass die vom Beherbergungsbetrieb ausgestell-

te Rechnung über Unterkunft und Verpflegung auf den Dienstherrn lautet (z. B. Bun-

desministerium des Innern, Alt Moabit 101D, 10559 Berlin).   
 
Die vorstehenden Regelungen stehen unter dem Vorbehalt einer Änderung der für die Ver-
steuerung maßgeblichen Regelungen. Einen entsprechenden Vorbehalt bitte ich daher bis auf 
Weiteres in jede von diesem Sachverhalt betroffene Abrechnung von Reisekosten, Umzugs-
kosten bzw. Trennungsgeld aufzunehmen (z. B. „Steuerliche Behandlung der Kostenerstat-
tung für Unterkunft und Verpflegung unter Vorbehalt“).  
 
Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen bitte ich im Vorgriff auf die ge-
planten Änderungen rückwirkend ab 1. Januar 2010 entsprechend zu verfahren. 
 
Ich bitte, mein Rundschreiben den Geschäftsbereichsbehörden und den Dienstreisenden in 
geeigneter Weise bekanntzugeben. 
 
Im Auftrag 
 
 
 
Lümmen 


